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des mzcfäischcn '^ze.isnioaaus

BU N DESREPU BLIK:
Phasenverschiebung zwisdien Konjunktur- und Preisanstieg

Obwohl der 1959 begonnene Kon
junkturaufschwung dn der Bun

desrepublik bereits M itte des Jah
res 1961 beendet war, hat sich der 
Anstieg des Preisniveaus bis Mitte 
1962 fortgesetzt. Seitdem ist die 
Preisbewegung insgesamt erheb
lich ruhiger geworden, wenn auch 
nicht zum Stillstand gekommen. 
Die Tatsache, daß der Preisanstieg 
den Boom lange überdauert hat, 
mag manchen Vorstellungen über 
den Zusammenhang von Konjunk
tur- und Preisbewegung widerspre
chen. In W irklichkeit ist sie in 
keiner Hinsicht überraschend, wie 
sich bei näherer Prüfung der Zu
sammenhänge ergibt.

Nahrungsmittelpreise und ihre 
Einflüsse

Die größten Preissteigerungen 
betrafen die Nahrungsmittel. Die 
Erzeugerpreise landwirtschaftlicher 
Produkte w aren im 1. Q uartal um 
7,3 Vo und im 2. Q uartal um 8,4 ®/i> 
höher als ein Jahr vorher. Die 
Ursachen waren nicht konjunk
tureller Art, s ie  w aien  vielmehr 
in der relativ schlechten Ernte des 
vergangenen Jahres und den ex
trem ungünstigen W itterungsbe- 
d'ingungen dieses Frühjahrs zu 
suchen. Mit dem Eintritt günsti
gerer Bedingungen sind diese 
Preise allein von Juli bis Septem
ber w ieder um  6 Vo zurückgegan
gen, so daß sie in dem letztge
nannten Monat nicht mehr höher 
waren als vor einem Jahr.

Die V erteuerung der Agrarpro
dukte hat zwangsläufig erheb
lichen Einfluß auf die Lebenshal
tungskosten gehabt, in deren Preis
index Nahrungsmittel ein  „Ge
wicht“ von fast 40 Vo besitzen. Im
2. Q uartal übertrafen die Lebens
haltungspreise ihren V orjahres
stand um 4,3 Voj das hat wahr
scheinlich mehr als alles andere 
die Vorstellungen der öffentlich

keit vom Ausmaß des Preisauf
triebs bestimmt. Das Sinken dieses 
Preisindex im ter dem  Einfluß der 
sich norm alisierenden Ernährungs
preise kann daher auch günstige 
Auswirkungen auf das Klima z.B. 
bei Lohnverhandlungen haben.

Allein den Ernährungspreisen 
war der A nstieg der Lebenshal
tungspreise allerdings nicht zuzu
schreiben. Vielmehr sind beson
ders auch die Dienstleistungspreise 
und — weniger ausgeprägt — die 
Konsumgüterpreise geklettert. Bei 
der V erteuerung der Dienstleistun
gen handelt es sich um ein Phä
nomen, das man angesichts des 
herrschenden hohen — quasi struk
turellen — Beschäftigungsgrades 
und des allein schon daraus resul
tierenden ständigen Lohnanstiegs 
kaum noch als konjunkturell ver
ursacht bezeichnen kann. Es ist 
dafür bezeichnend, daß diese Ver
teuerungen auch in konjunkturell 
gedämpfteren Jah ren  der Vergan
genheit relativ groß waren.

„Konjunkturell interessante“ Preise

Im eigentlichen Sinne „konjunk
turell interessanten" Preistenden
zen kommt man erst auf die Spur, 
wenn es um die Entwicklung der 
Industriewaren- und der Baupreise 
geht. W as die Industriepreise be
trifft, so ist das Beobachtungs
ergebnis auf den ersten Blick ver
blüffend: der Index der industriel
len Erzeugerpreise überstieg im 
bisherigen Verlauf dieses Jahres 
den V orjahrsstand nie um mehr 
als 1 bis IV2 V0. Also viel Lärm 
um nichts? Die A ntw ort auf die 
Preissorgen kann nur der Blick 
h inter die Kulissen dieses Gesamt
index geben.

Er ist ein Konglomerat aus Prei
sen von Grundstoffen, Energie, 
Halbwaren im d Fertigwaren. Das 
heißt, daß letztlich die Preise der 
Vorprodukte und der — teilweise

daraus hergestellten — Endpro
dukte „addiert“ werden, was den 
Aussagewert des Index erheblich 
beeinträchtigt. Im 3. Quartal z.B. 
w aren die Preise für Energie und 
für Grundstoffe — wobei sich u. a. 
die Tatsache auswirkte, daß im
portierte Roh- und Brennstoffe 
billiger als vor einem Jahr waren 
— je  etwas niedriger als im 
Herbst 1961. Die Fertigwaren
preise dagegen w aren für Investi
tionsgüter um 4,4 Vo, für Ver
brauchsgüter (einschl. dauerhafte 
Gebrauchsgüter, ohne Nahrungs
und Genußmittel) um 2,6 Vo höher. 
Im 2. Q uartal w aren die Preisstei
gerungen dieser beiden Katego
rien mit 5,3 ” /o und 2,9 Vo sogar 
noch größer gewesen, während 
sich je tzt allmählich der annähern
de Preisstillstand seit M itte des 
Jahres auswirkt. Gerade die Fer
tigwarenpreise aber sind entschei
dend wichtig für die außenwirt
schaftliche Konkurrenzfähigkeit, be
steht doch unser Export zu vier 
Fünfteln aus industriellen Fertig
waren.

Kostenauftrieb  
oder Übernadifrage?

Zwei Ursachengruppen kommen 
für die Erklärung von Preissteige
rungen in Frage, nämlich Kosten
auftrieb und Übernachfrage. Ge
rade im ersten Halbjahr, als die 
Preissteigerungen in der Industrie 
relativ  groß w aren — für Investi
tionsgüter z. B. von Januar bis 
Mai 2,4 Vo, d. h. in einer „Jahres
ra te “ von über 7 Vo —, konnte von 
einer Übernachfrage in diesem Be
reich gewiß nicht d ie  Rede sein. 
Denn die Produktion stieg gegen
über dem V orjahr nur um 3,2 Vo, 

d. h. die von den  Ressourcen her 
gegebenen Steigerungsmöglichkei
ten w urden nicht einmal voll aus
genutzt. Das w ürde zwar partielle 
Übernachfrageerscheinungen nicht 
ausschließen, die nach aller Erfah
rung auch erheblichen Einfluß auf 
die gesamte Preistendenz haben 
können. Doch auch für partielle 
Übersteigerungen gab es in der
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verarbeitenden Industrie keine An
zeichen oder dodi so gut wie 
keine. Seit M itte des Jahres hat 
sich dagegen das Wachstum der 
Produktion wieder vergrößert (im
3. Quartal betrug es wieder über 
5"/o gegenüber dem entsprechen
den Vorjahrszeitraum), und ge
rade in dieser Zeit sind die Preise 
auch für Fertigwaren fast unver
ändert geblieben.

Diskrepanzen zwischen Löhnen 
und Produktivität

Versagt hier also die „demand- 
puir-Theorie, so überzeugt die 
These vom Kostenanstieg („cost 
push") um so mehr. In der Tat 
herrschte im bisherigen V erlauf 
dieses Jahres eine starke Dis
krepanz zwischen der Entwicklung 
von Löhnen und Produktivität. 
Während die Bruttoverdienste der 
Industriearbeiter je  geleistete 
Stunde im 1. und 2. Q uartal und 
im Juli/August jeweils um gut 
13 Vo höher w aren als vor einem 
Jahr, stieg die Produktion je  ge
leistete Arbeitsstunde in den glei
chen Zeitabschnitten nur um 5,3 
bzw. 7,3 bzw. 8,7 V». Die Steige
rung der Lohnkosten je  Produkt
einheit hat sich also in letzter Zeit 
verringert — was angesichts der 
schwierigen überw älzbarkeit von 
Kostensteigerungen eine Erklärung 
für den abflauenden Preisauftrieb 
ln der Industrie sein könnte —, 
ist aber noch nicht beendet. Daher 
bleibt die Preissituation einstwei
len aucäi labil.

Baumarkt Beispiel für tjbernach- 
frage

Einen Bereicäi eindeutiger Über
nachfrage gibt es auch heute noch: 
den Baumarkt, zumindest den 
Hochbau. Hier sind die Preise in 
den ersten drei Q uartalen um 
8,7 Vo gestiegen. Auch im Straßen
bau w aren die Preissteigerungen 
mit fast 8 Vo kaum niedriger, ob
wohl stets bestritten wird, daß in 
diesem Sektor Übernachfrage herr
sche. Gerade der geringe Anteil 
der A rbeitskosten an  den Gesamt
kosten des Straßenbaus läßt aller
dings den Hinweis auf Kosten
erhöhungen als wenig stichhaltig 
erscheinen. Im übrigen gilt für 
das Baugewerbe zweifellos, daß 
der Sog der Übernachfrage den 
Kostenanstieg begünstigt hat. Man 
braucht vielfach nicht so scharf zu 
kalkulieren und ist daher zu kosten
erhöhten Zugeständnissen bereit.

Verschiedene Ursachen erfordern  
differenzierte Maßnahmen

Die Preissteigerungen, die in 
diesem Jah r in der Bundesrepublik 
eingetreten sind, lassen sich also 
mit einer ganzen Skala verschie
dener Ursachen erklären. Schlechte 
Ernten (und eine wenig verbrau
cherfreundliche Einfuhrpolitik auf 
dem Agrargebiet) bei den Nah
rungsmitteln, Kostendruck in  der 
Industrie, Nachfragesog im Bau
gewerbe — das sind die jeweili
gen Hauptursachen. Sie erfordern 
daher auch differenzierte w irt
schaftspolitische Maßnahmen, wenn 
man sie bekämpfen will.

Es fängt an bei der Agrarpolitik, 
wo die Bundesregierung es nicht 
versäumt hat, den EWG-Markt- 
ordnungen den Stempel ihrer Poli
tik des .Laßt den Verbraucher die 
Zeche zahlen“ aufzuprägen. Hier 
wird man sich also weiterhin auf 
die „selbstheilenden Kräfte* in 
Gestalt besserer Ernten verlassen 
müssen, die sich ja  bereits ausge
wirkt haben. Es geht über zur Be
kämpfung des Kostenauftriebs, des
sen die Regierung durch eine 
dämpfende Fiskalpolitik Herr zu 
werden hofft. Wahrscheinlich ge
fährdet sie damit jedoch den Pro
duktions- und damit Produktivi
tätsanstieg mehr, als daß sie die 
Sozialpartner zur Vernunft zwin
gen könnte. Und schließlich sind 
— endlich — Maßnahmen zur 
Dämpfung der Nachfrage auf dem 
Baumarkt ergriffen, deren W irk
samkeit allerdings auf sich w ar
ten lassen wird, da der Bauüber
hang (begonnene, aber nicht fer
tiggestellte Bauten) im Hochbau 
größer denn je  ist. Gegenwärtig 
sind die wirtschaftspolitischen Ein
griffsmöglichkeiten also recht be
grenzt. Man hat einfach zu lange 
gewartet, so daß jetzt nicht viel 
mehr übrigbleibt, als die Folgen 
des Booms „auslaufen" zu lassen. 
W ie die jüngste Preisentwicklung 
zeigt, scheint die Hoffnung auf 
ein baldiges Abklingen der un
angenehmen Nachwirkungen des 
letzten Aufschwungs nicht unbe
rechtigt (H. J. Sch.)

Tradition und

Auslandsvertretungen in 

Beirut, Buenos Aires, 

Joliannesburg, Kairo, 

Kapstadt, Madrid,

Rio de Janeiro,

Toicio und Windiioek

sseea

fachliches Können und weltweite Verbindungen bil
den d ie Grundlagen unserer Arbeit. Auf ihnen baut 
sich unser v ie lfä ltig e r Kundendienst auf. Seine  
Vorteile sollten auch Sie sich zunutze m achen.

COMMERZBANK
A K T I E N G E S E L L S C H A F T  

Hauptverwaltungen in 
D Ü SSELD O R F • FRA N KFU RT A. M. . H AM BU RG  

Geschäftsstellen überall in der Bundesrepubliic und in West-Berlin
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ITALIEN : An der Schwelle zur Inflation?

??Die Preise steigen", klagen die 
italienischen Hausfrauen, wenn sie 
vom M arkt nach Hause kommen; 
„das Obst wird unerschwinglich, 
Fleisch kann man sich schon bald 
nicht mehr leisten". „Wie alles 
teuer w ird“, stellen resigniert die 
Angestellten und Rentner fest, 
wenn sie für eine M ahlzeit heute 
einige hundert Lire mehr als vor 
einem Jah r ausgeben müssen. Es 
ist das alte wohlbekannte Lied, 
das alle Leute mit kleinem Ein
kommen singen; denn sie sind die 
ersten Leidtragenden einer jeden 
Geldentwertung.

Aushöhlung der Binnenkaufkraft

Es läßt sich nicht leugnen: die 
schleichende Inflation zehrt an der 
Lira. A m ' Dollar- und Goldkurs 
gemessen beträgt die W ertminde
rung in den letzten Jahren zwar 
nur etwa 1 Vo. Damit ist aber nichts 
über die Aushöhlung ihrer Kauf
kraft auf dem Binnenmarkt ausge
sagt. So sind die Großhandels
preise trotz Rückgangs der W elt
marktpreise von Juli 1961 bis 
März 1962 um nicht ganz 3 Vo ge
stiegen (die Erzeugerpreise für die 
landwirtschaftlichen Produkte so
gar um 9,8 Vo, die der Industrie 
um 1 Vo). Die Preisschere zeigt, 
daß die Entwicklung der Großhan
delspreise m ehr als durch den 
internationalen Preistrend durch 
die Inlandspreissituation beein
flußt wird.

Massiver Anstieg  
der Einzelhandelspreise

In der Tat sind die Einzelhan
delspreise der Konsumgüter im 
Zwölfmonatsvergleich März 1961— 
1962 erheblich auf geschlagen, näm
lich um beinahe 4 Vo: vor allem 
die Preise für Dienstleistungen 
(um 4,7 Vo) und auf dem W oh
nungsm arkt (um 9,4 ®/o). Entspre
chend hat der Index der Lebens
haltungskosten um 5 Punkte zu
genommen.

Für den massiven Anstieg der 
Einzelhandelspreise werden ver
schiedene Gründe angeführt; so
weit es sich um Agrarprodukte 
handelt, haben die ungünstigen

W itterungsverhältnisse zu einer 
unzureichenden Versorgung mit 
einer Reihe landwirtschaftlicher Er
zeugnisse (vor allem bei den „orto- 
frutticoli") und damit zu Preis
spannungen in  den betroffenen 
Sparten geführt. Die EWG-Agrar- 
verordnungen tun ein übriges: 
sind doch Einfuhrregulierungen, 
wie beispielsweise bei Rindfleisch 
und Butter, in Form von M indest
einschleusungspreisen sowie das 
Kontingentierungssystem bei der 
Schweineeinfuhr nicht dazu ange
tan, Preisauftriebskräfte wirksam 
zu dämpfen.

Lohnwellen bei gleitender 
Lohnskala

Einen entscheidenden Einfluß 
dürften aber vor allem die Span
nungen auf dem Arbeitsm arkt aus
geübt haben, der seit einiger Zeit 
Schauplatz einer Lohnwelle ist. Im 
letzten Jah r ist das Bruttoeinkom
men allein der Industriearbeiter 
insgesamt um über 6Vo gestiegen. 
Die Zunahme ist einerseits auf die 
Erfolge der gewerkschaftlichen Be
mühungen zugunsten eines höhe
ren Lohnniveaus, zum anderen aber 
auch auf die in den Tarifverträgen 
des Handels, der Industrie und der 
Landwirtschaft vorgesehene glei
tende Lohnskala zurückzuführen.

Vom „Nationalausschuß zur Be
rechnung des Index für Lebens
haltung“ beim Statistischen Insti
tu t in Rom ist am 31. Oktober 1962 
schon w ieder eine Zunahme des 
Preisindex um 1 Punkt festgestellt 
worden, die für das Q uartal No
vem ber 1962 bis Januar 1963 eine 
entsprechende Aufstockung der 
Löhne und Gehälter bewirkt, näm 
lich eine M ehrleistung von 46 Mrd. 
Lire auf der Arbeitgeberseite. Daß 
der seit Februar 1962 zu verzeich
nende Anstieg von insgesamt 
7 Punkten nicht ohne Folgen für 
das V erhältnis zwischen Güter
menge und Geldvolumen bleiben 
kann, ist selbstverständlich. Zwar 
ist laufend eine Produktivitätsstei
gerung festzustellen (bei der Indu
strie für 1961: 4-9Vo), die dem 
Geldüberhang einen Teil seiner 
nachteiligen W irkung genommen

hat; sie hat jedoch nicht dazu aus
gereicht, die Stabilität der Lira zu 
wahren.

Zollpolitische Maßnahmen  
als Ausweg

Die Regierung Fanfani hatte an
fangs das A uftreten von Inflations
symptomen geleugnet. Angesichts 
des immer augenfälligeren Preis
anstiegs hat sie sich aber im 
August dieses Jahres dazu ent
schlossen, ihre Vogel-Strauß-Politik 
aufzugeben und zu handeln. Nach 
einem in der Bundesrepublik 
Deutschland bereits angewandten 
Rezept hat sie zum zollpolitischen 
Instrumentarium gegriffen: die Zoll
tarife für die Einfuhr aus allen 
Ländern w urden linear um 10 Vo 
gesenkt. Hinsichtlich der EWG- 
Länder hat sie damit die durch 
die Rom - V erträge vorgesehene 
Zollsenkung vorweggenommen; bei 
den Drittländern w urde der ge
meinsame EW G-Außentarif berück
sichtigt, sow eit erforderlich. Von 
der Maßnahme ausgenommen blei
ben die Montan- im d Huratompro- 
dukte, Schweinefleisch, Geflügel, 
Getreide und andere „neuralgische 
W aren".

Ob das Ziel eines Drucks auf 
die Inlandspreise durch preisgün
stigere Importe erreicht werden 
wird und kann, ist Gegenstand 
eingehender Erörterung gewesen. 
Von Industrieseite ist eingewandt 
worden, die Teuerungserscheinun
gen seien vornehmlich auf die an
steigende Lohnkurve zurückzufüh
ren. Es bleibe ferner zu bedenken, 
daß die Rohstoffe für die Indu
strieerzeugnisse sowieso zollgün
stig eingeführt würden. Die Teue
rungswelle sei im übrigen vom 
Agrarm arkt ausgegangen. Man 
werde also durch diese Maßnahme, 
die sich nicht gezielt auswirken 
könne, möglicherweise den Fal
schen treffen.

Ohne Zweifel stellt eine zoll
politische Lösung m ehr einen Aus
weg als einen W eg dar. Bedauer
lich ist, daß die Regierung sich 
nicht zu einem wirksam en Ein
schreiten entschließt. Offenbar 
scheut sie die Unpopularität, die 
ihr aus einer deflationistisch orien
tierten Politik erwachsen könnte. 
Andererseits steht zu befürchten.
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daß sie die einmal ins Rollen ge
brachte Lohn-Preis-Spirale ohne 
tatkräftiges Handeln nicht wird 
aufhalten können.

In seinen Ausführungen am 
30. Oktober 1962 hat der Gouver
neur der Banca d'Italia, Dr. Carli, 
darauf hingewiesen, daß der A n
stieg der Lohnkosten zwar bisher 
habe aufgefangen werden können; 
gleichzeitig ließ er aber durch- 
blicken, es sei fraglich, ob künftig 
das Preissystem, die Produktivi- 
tätszunalmie und andere Faktoren, 
wie beispielsweise der Preisrück
gang auf den Rohstoffmärkten und 
die „Erosion“ der Unternehmerge- 
wiime, die Preisauftriebstendenzen 
zu dämpfen imstande wären.

Nationalisierung und ihre Folgen

Der Anlaß zu derartigen Über
legungen, der „Nationale Spartag", 
war gut gewählt. Ist doch durch 
die Verstaatlichungsabsichten der 
Regierung hinsichtlich des elek
trizitätserzeugenden Sektors der

Börse ein schwerer Schlag zuge
fügt worden, der gerade die vie
len K leinaktionäre empfindlich ge
troffen hat.

Sollte es im übrigen tatsächlich 
zu dieser N ationalisierung kom
m en — w ie zu erw arten steht —, 
hätte  der Staat innerhalb von zehn 
Jahren  als Rückerstattung für die 
enteigneten Elektrizitätsanlagen 
schätzungsweise 1500 Mrd. Lire 
auszuwerfen. Ob und wie der 
M arkt diese Geld- und Kapital
schwemme wird „verkraften" kön
nen, die sich nur mit beträchtlichem 
zeitlichem Abstand in einem Pro
duktionszuwachs niederschlagen 
würde, w ird sich zeigen.

Die italienische W irtschaft steht 
heute am Anfang einer Entwick
lung, die zu tiefer Sorge Anlaß 
gibt. Es steh t zu hoffen, daß die 
Regierung auf die warnenden 
W orte des Gouverneurs der Natio
nalbank hören und eine tatkräftige 
anti-inflationäre Politik einschlagen 
wird. (G.F.-H.)

FRA N K R E IC H : Begrenzte Preissorgen

W e n n  auch nach allgem einer Über
zeugung der französisdie Abwer
tungsgewinn von Ende 1958 durch 
inzwischen eingetretene Preisstei
gerungen ausgeglichen wurde, so 
bleibt die französische W irtschaft 
trotzdem von ihrer weiteren in
ternationalen Konkurrenzfähigkeit 
überzeugt, d a  in den letzten Jah 
ren in den meisten anderen Län
dern d ie Preise in die Höhe gin
gen und sich Frankreich auf diese 
W eise einen, wenn auch kleinen, 
vorläufig aber ausreichenden rela
tiven Preisvorsprung zu bewahren 
vermochte.

Konkurrenzfähigkeit bewahrt

Die Bestätigimg hierfür sieht 
man nicht nur in  der Exportent- 
wictolung, sondern auch in einem

unverändert hohen Auftragsein
gang aus 'dem Ausland. A nderer
seits erscheinen globale Preisver- 
gleiche wenig zweckmäßig. W enn 
m an zu einer klaren Beurteilung 
der internationalen Konkurrenz
fähigkeit gelangen will, muß man 
die Preisentwicklung der einzelnen 
W arengruppen einander gegen
überstellen, was meistens nicht 
einfach ist, da die Industrien nicht 
gern A uskunft über ihre tatsäch
lichen Exportpreise geben.

Es w äre übrigens ein Irrtum, an
zunehmen, daß innerhcdb des Ge
meinsamen M arktes die Export
preise und die Inlandspreise be
reits übereinstimmen. Dies ist 
lediglich für die Erzeugnisse der 
M ontanunion der Fall, zumindest 
theoretisch, während aUe anderen

Wirtschaftszweige die Lieferungen 
in die Partnerstaaten des Gemein
samen M arktes noch als Ausfuhr 
im eigentlichen Sinne betrachten 
und hierin  keine Inlandsgeschäfte 
sehen. Eine Änderung darf erst 
nach völliger Harmonisierung der 
üm satzsteuer und Beseitigung der 
letzten Zollkontrollen ’ erw artet 
werden.

Geht man von der globalen 
Preisstatistik ab, gelangt man für 
Frankreich zu der Feststellung, 
daß für d ie  Teuerung die Einzel
handelspreise viel stärker veran t
wortlich sind als d ie  Großhandels
preise, und die A grarprodukte viel 
stärker als die Industrieerzeug
nisse. Es hat wenig Sinn, hierfür 
Zahlen zu nennen, denn sie sind 
selbst als Größenorthiung nur 
schwer verwendbar. Es genügt die 
allgemeine Feststellung, daß in 
den letzten v ier Jahren  d er fran
zösische Exportgütersektor durch 
die Inflation viel weniger beein
flußt w urde als das allgemeine 
Preisniveau auf dem Binnenmarkt, 
was die Regierung zu der Behaup
tung berechtigt, daß Frankreich 
international für seine meisten 
Exporterzeugnisse noch über einen 
Preisvorsprung von 3 bis 5 “/» ver
füge und sich in dieser Beziehung 
für seine Exporte keine Sorgen zu 
machen brauche.

W ahrung der relativen Stabilität

Es is t übrigens schon lange nicht 
mehr das Ziel d e r französischen 
Wirtschaftssachverständigen, eine 
absolute Preisstabilität zu verw irk
lichen, sondern dafür zu sorgen, 
daß d ie  französischen Preise nicht 
schneller in die Höhe gehen als 
diejenigen d er Partnerstaaten des 
Gemeinsamen M arktes und  der 
wichtigsten anderen Konkurrenten 
auf dem W eltm arkt. Sie glauben, 
in diesem  Zusammenhang anneh
men zu dürfen, daß sowohl in den 
USA w ie in der Bundesrepublik 
— im Gegensatz zu Frankreich —
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w ährend der letzten Jahre die 
Exportgüterpreise stärker in die 
Höhe gingen als die allgemeinen 
Lebenshaltungskosten.

Ursfwhen der Teuerung

Die Ursachen der französisdien 
Teuerung seit dem Stabilisierungs
experiment von Ende 1958 sind 
ziemlich eindeutig bekannt. Zu
nächst mußten die Folgen der A b
wertung verkraftet werden, wozu 
eine Frist von etwa 18 M onaten 
erforderlich war. Anschließend 
w irkten zwei Faktoren, eng mit
einander veibunden, auf die Preise; 
Das Drängen der Landwirtschaft 
auf Anpassung ihres Lebensstan
dards an den allgem einen Fort
schritt und  die Löhne unter Aus
nützung der angespannten Lage 
des Arbeitsm arktes, d. h. der Hoch
konjunktur. Der Gemeinsame M arkt 
hatte dn Frankreich weder direkt 
noch indirekt preistreibende Aus
wirkungen. Im Gegenteil, er führte 
durch Beseitigung der Kontingente 
und der hierm it verbundenen Miß
bräuche zu einer kräftigen V er
billigung der eingeführten W aren 
und auch zu einer Gesundung der 
allgemeinen französischen Preis
verhältnisse in Industriezweigen, 
diie bei sinkenden Zöllen verhält
nismäßig schnell der europäischen 
Konknrrenz ausgesetzt sind.

Es gibt infolgedessen in Frank
reich eine Reihe von Branchen mit 
absoluter Preisstabilität oder rela
tiven Preissenkungen unter Be
rücksichtigung der allgemeinen 
Teuerung. In diese Gruppe fallen 
u, a. Automobile, elektrische Haus
haltsgeräte, Baumwollwaren, ver
schiedene Maschinen usw. Die 
freiere internationale Konkurrenz, 
übrigens ebenso w ie die allge
meine M arktlage, zwangen die be
treffenden Fabriken nicht nur zu 
einer schärferen Kalkulation auf 
dem Binnenmarkt, sondern auch 
zu beschleiunigter Rationalisierung 
bei einer in ihrer preislichen Trag
weite nicht zu unterschätzenden 
Konzentration.

Konzentration als Preisreserve

Besonders die Konzentrationsbe
wegung ist bei weitem noch nicht 
abgeschlossen. In dieser Bezie
hung besitzt Frankreich, selbst bei

einer allgemeinen Teuerungsten- 
denz imd bei steigenden Löhnen, 
noch eine beachtliche Preisreserve. 
Ein M usterbeispiel sind die elek
trischen Haushaltskühlschränke, de
ren Herstellerfirmen sich zur Zeit 
infolge einer starken italienischen 
Konkurrenz in der Krise befinden, 
wobei eine Gesundung durchaus 
in Reichweite liegt, sofern die 
schon lange als notwendig erkannte 
Konzentration, nicht nur in der 
Herstellung der Einzelteile, son
dern auch im V ertrieb auswirkt.

Keine offizielle Preispolitik

Von einer offiziellen Preispolitik 
kann in Frankreich augenblicklich 
kaum d ie Rede sein. Die Preiskon
trolle spielt nur noch eine unter
geordnete Rdlle. Die Regierung 
hat auch nicht die Absicht, die 
Lohnfreiiheit der Privatwirtschaft 
in Frage zu stellen. Da sie in  Er
w artung der verstärkten  Geburten
jahrgänge um eine expansionisti
sche Produktionspolitik besorgt 
sein muß, vermag sie andererseits 
w eder die Steuer- noch die Kredit-

schraube anzuziehen. Sie ist sich 
ferner der Folgen ih rer Agrar
politik durchaus bewußt. Es geht 
vor allem um die Bewahrung eines 
bestimmten Maßes, wobei sie ihre 
stärksten Hoffnungen auf die Ent- 
spannimg des Arbeitsm arktes, die 
Rationalisierung sowie die Kon
zentration der Betriebe und hier
mit auf diie preissenkenden Fort
schritte der Produktivität setzt.

Die offiziellen Stellen sind der 
Überzeugung, daß sich die franzö
sische W irtschaft dem  Gemein
samen M arkt in  doppelter Form 
anzupassen hat, nämlich durch 
Rationalisierung und durch Expan
sion. Für beide Prozesse benötigt 
sie einen flüssigen und verhält
nismäßig leicht zugänglichen Kapi
talmarkt. Als Hauptproblem der 
kommenden Jah re  gilt daher weni
ger d ie  Einschränkung des Kredits 
als seine Verbilligung. Natürlich 
sind die gleichen offiziellen Stellen 
sehr darum bestrebt, ein Höchst
maß der Expansion mit einem 
Mindestmaß der Preisstabilität zu 
verbinden. (fr.)

S K A N D IN A V IE N : Preissteigerungen noch in Grenzen

I m  Zuge der Hoch- und teilweise 
„Rekord"-Konjimktur der letzten 
drei bis vier Jahre sind Dänemark, 
Finnland, Norwegen und Schwe
den ebensowenig um gewisse Er
höhungen des allgemeinen Preis
niveaus herumgekommen wie die 
M ehrzahl der meisten anderen, 
vor allem  westeuropäischen Län
der. Von Bedeutung für den Trend 
der Preissteigerungen ist zunächst, 
daß sich in der Anfangsphase die
ser Hochkonjunktur das Preis
niveau, verglichen mit der Steige
rung des Nationalprodukts, in 
allen Nordländern ausgesprochen 
stabil entwickelte.

Preisauftrieb
auf dem  Verbrauchsgütersektor
Ungefähr ein Jah r lang sah es 

so aus, als ob die Preis- und Ko
stenentwicklung von dem Auf
schwung der Konjunktur unbe
rührt bleiben sollte. Bewegung 
kam in die Preishöhe indessen, 
ebenso im übrigen wie auch schon

in früheren Jahren, in dem  Augen
blick, als von dem einen Sozial
partner neue W ünsche nach Auf
besserung der Löhne oder der Ge
hälter angem eldet wurden. Hier
aus erklärt sich ein zweiter, be
m erkensw erter Sachverhalt. Die 
Erhöhungen der Preise beziehen 
sich in den Nordländern seit eini
gen Jahren nahezu ausschließlich 
auf den Verbrauchsgütersektor, 
während die Preise der wichtig
sten nordeuropäischen Exportpro
dukte w ie Eisenerz, Holz und vor 
allem auch Holzveredelungspro
dukte in Finnland, Norwegen und 
Schweden sowie für die Mehrzahl 
der Lebensmittel in Dänemark eher 
gedrückt liegen und zur Schwäche 
neigen. Dadurch wiederum ist die 
Preisbewegung unterschiedlich ge
worden. W ährend sich die Erhö
hung des allgem einen Preisniveaus, 
gemessen an dem Index der Groß
handelspreise, während der letzten 
Jah re  in der Grenze von 4 bis 
5 Prozent hält, beträgt sie für die 
Einzelhandelspreise, gem essen an
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den Kennzahlen der Lebenshal
tungskosten, mehr und geht ln 
manchen Fällen bis zu 10 Prozent.

Kein einheitlicher Trend

Ausdrücklich muß festgestellt 
werden, daß von einer einheit
lichen Preisentwicklung keine Rede 
sein kann. Innerhalb der angezo
genen wichtigsten nordeuropäischen 
Exportprodukte sind teilweise auch 
Preisabschläge um bis zu 10 Pro
zent etwa eingetreten. Innerhalb 
des Konsumgüterbereichs stehen 
Lebensmittel an der Spitze der 
Preissteigerungen, richtiger gesagt 
der Verteuerung der Lebenshal
tungskosten. Auf dem wichtigen 
Sektor der Textilwaren sind erst 
in den letzten zwei Jahren die 
Preise um einige Prozent „ange- 
hoben" worden, weniger als für 
Lebensmittel, und vor allem des
halb, weil die Textilwarenpreise 
bis dahin jahrelang stabil geblie
ben waren. Auch in dem dritten 
wichtigen Konsumbereich der W oh
nungen, der Beheizung und so 
weiter haben sich die V erteuerun
gen in engeren Grenzen gehalten, 
was in der Hauptsache darauf zu
rückzuführen ist, daß in den Nord
ländern der W ohnungsmarkt noch 
einer gewissen Regulierung un ter
liegt.

Gründe für die Preissteigerung

Die Frage nach den Gründen der 
Preissteigerungen in  Dänemark, 
Finnland, Norwegen und Schwe
den läßt sich summarisch nicht be
antworten. Zu einem nicht meß
baren Teil sind die Preiserhöhun
gen indessen ganz zweifellos die 
Folge der Tatsache, daß in  allen 
Nordländern in den letzten Jahren 
einige der wichtigen indirekten 
Steuern sowie auch der direkten

Steuern heraufgesetzt worden sind. 
In Schweden wurde vor drei Jah 
ren und in  Dänemark um die 
M itte dieses Jahres eine Umsatz
steuer eingeführt, die sich zwangs
läufig zum größten Teil in den 
Preisen der Verbrauchsgüter nie
dergeschlagen hat. In Finnland 
und Norwegen wurden im Zusam
menhang mit der Liberalisierung 
bestimmter W aren- und Güter
gruppen sogenannte Einfuhrabga
ben erhoben, die die Verkaufs
preise der fraglichen Produkte 
naturgemäß gleichfalls in die Höhe 
gezogen haben.

Ein zweiter, wahrscheinlich we
sentlicher Faktor für die V erteue
rung der Verbrauchswaren ist in 
allen Nordländern naturgemäß aber 
auch, daß Löhne und Gehälter 
praktisch in einem jeden Jahre 
dem höheren Preisniveau ange
paßt werden. Und hier ist auf 
einen Sachverhalt besonderer Aus
richtung hinzuweisen. Die Aufbes
serungen von Löhnen und Gehäl
tern erfolgen in den Nordländern 
nicht ausschließlich aus Gründen 
der V erteuerung der Lebenshal
tung, vielm ehr werden sie von 
den Gewerkschaften in zunehmen
dem Maße mit der Verbesserung 
der Produktivität der W irtschaften 
motiviert!

H ieran hat nun in den Hochkon
junkturjahren ein Mangel nicht 
bestanden. W ohlverstanden; die 
gewerkschaftlichen Forderungen 
orientieren sich nicht an der Stei
gerung der Produktion oder des 
Nationalprodukts in dem üblichen 
Sinne, sondern an der produktiven 
Leistung der Arbeiter. Die „Rich
tigkeit" dieser Problemstellung ist 
in Nordeuropa naturgemäß auch 
umstritten, da aber trotz der Hoch

konjunktur sich die Preissteigerun
gen — bisher jedenfalls — eini
germaßen in Grenzen gehalten 
haben, hat der andere Sozialpart
ner diesen Wünschen stets Rech
nung getragen, wenngleich fast 
immer nach schwierigen V erhand
lungen und einer gewissen Reduk
tion der ursprünglichen Forderun
gen. In Dänemark und Norwegen 
vor allem dürfte sich das aber in 
absehbarer Zeit deshalb ändern, 
weil sich in diesen beiden Ländern 
der generelle finanzielle Status 
der „Zerreißgrenze" inzwischen 
recht bedenklich genähert hat.

Schrumpfung der Gewinnmargen

W esentlichere Einwirkungen auf 
die W ettbewerbsfähigkeit der Nord
länder im internationalen Geschäft 
dürften die höheren Preise, Le
benshaltungskosten und auch Löhne 
unter dem Gesichtspunkt der ab
gesetzten Mengen nicht gehabt 
haben, wohl aber ist eine erheb
liche Schrumpfung der Gewinn
margen eingetreten. Schon seit 
langem stehen diese Zusammen
hänge im Vordergrund aller wirt- 
schaftspoiitischen Gespräche. Dabei 
weichen die Auffassungen über 
die W ettbewerbsfähigkeit auf dem 
W eltm arkt zwischen den Sozial
partnern aber immer, teilweise 
sehr stark, voneinander ab.

A n dem Beispiel der dänischen 
Lebensmittel w äre sehr leicht nach
zuweisen, daß der relativen Ver
schlechterung der Ausfuhr ganz 
andere Faktoren zugrunde liegen 
als etwa zu hohe dänische Preise 
und Löhne. Der genau gleiche 
Sachverhalt liegt für zahlreiche 
nordeuropäische Industrien der Fer
tigwarenproduktion vor. Die Sta
pelgüterindustrien sind zudem 
heute derart hochautomatisiert, daß
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sich das Gewidit der Arbeitsko
sten an den gesamten Produktions
kosten verringert hat.

Gefahren der Überkapasität

Und hieraus unter anderem 
dürfte es zu erklären sein, daß 
von den Regierungen der Nord
länder Maßnahmen gegen die 
„Aufblähung" der Preis- und Ko
stenbedingungen bislang nidit ge
troffen worden sind. W as jedodi

nicht aussdiließt, daß von den amt- 
lidien Stellen gerade diesem Trend 
die größte Aufmerksamkeit ge
schenkt wird. Auch in den Nord
ländern ist die „M aßhalte“-Parole 
n id it m ehr nur ein geflügeltes 
W ort. Die w irklidien Gefahren für 
Nordeuropas W irtsdiaft dürften 
von der Seite der zweifelsfrei vor
handenen Überkapazitäten mancher 
Industrien her drohen, die mit 
der Kostensituation verhältnis
mäßig wenig zu tun haben. (dt.)

GROSSBRITANNIEN; Einfluß des Weltmarktes

A ls  Schatzkanzler Selwyn Lloyd 
vor einigen M onaten aus dem 
britisdien Kabinett ausscheiden 
mußte, zahlte er den Preis für 
den politisdien Mißerfolg seiner 
Politik der Konjunkturdämpfung. 
H eute ist es möglich, den Erfolg 
seiner Politik hinsichtlich Englands 
W ettbewerbsfähigkeit durdi einen 
Preisvergleich in internationalem 
Maßstab zu messen.

Auftrieb der Großhandelspreise

Die britisdien Fertigwaren-Ex- 
portpreise sind w eiter le id it an
gestiegen, etwa im gleidien Maße 
wie im Durchsdinitt der anderen 
führenden Industrieländer. Die
Großhandelspreise auf dem heimi
schen M arkt sind ebenfalls w eiter 
gestiegen; im ersten H albjahr 1962 
lagen sie 2 “/o über dem Jahres
durchschnitt 1961, 4Vo über dem 
für 1960 und 6"/o über dem für 
1959. Sie sind also etwa ebenso 
stark  gestiegen w ie in Schweden, 
der Bundesrepublik und der
Schweiz und stärker als in Frank
reidi und Italien, von den Bene- 
lux-Ländern mit ihrem stabilen 
Preisniveau ganz zu sdiweigen, 
obwohl die Geschäftstätigkeit vor
sätzlich gedrosselt wurde j und
man kann nicht einmal sagen, daß 
sie langsam er gestiegen sind als 
in der vorangegangenen Periode 
schnelleren Wirtschaftswachstums.

Trotzdem hört man von engli
schen Exporteuren allgemein, daß 
sie die Konkurrenz auf dem W elt
m arkt eher etwas leichter finden 
als noch vor ein oder zwei Jah 
ren, zum Teil wohl, weil sie kür
zere Lieferfristen bieten können 
und kontinentale Exporteure eben-

fal'ls mit höheren Produktionsko
sten kalkulieren müssen.

Die Durchschnittsziffern verber
gen jedoch große Unterschiede 
zwischen W irtschaftszweigen, die 
ausschließlidi für den heimischen 
M arkt arbeiten, und solchen mit 
Ausfuhrinteressen. In der Bau
wirtschaft lagen die Absatzpreise 
im Juni—August 1962 mit 122 
(1954 =  100) 4 Punkte höher als 
im Jahresdurchschnitt 1961 und in 
der ebenfalls auf den Binnenmarkt 
eingestellten Lebensmittelindustrie 
mit 111,2 aud i 4 Punkte höher. 
Dagegen w aren die Verkaufserlöse 
der Bekleidungs-, Papier- und 
holzverarbeitenden Industrie nur 
1,8, 1,2 und 1,7 Punkte höher, und 
die Verkaufspreise der Chemie- 
und Textiliiidustrie w aren sogar
1,1 und 1,6 Punkte niedriger.

Je  näher ein Industriezweig dem 
W eltm arkt liegt und je  stärker er 
ausländischer Konkurrenz ausge
setzt ist, desto ungünstiger war 
also die Preisentwicklung vom Pro
duzentenstandpunkt gesehen. Ein 
Vergleich von Inlands- und Aus
fuhrpreisen für die verarbeitende 
Industrie im allgemeinen bestätigt 
diesen Eindruck. Die Inlandspreise 
stiegen im Jahresdurchsdinitt von 
1960 aut 1961 um 3,0 Punkte und 
bis Juni—August 1962 um weitere
2,6 Punkte auf 118,6 (1954 =  100), 
die Exportpreise dagegen nur um 
je ein Prozent.

Lohnerhöhungen unterschiedlich

Hauptsächlich verantwortlich für 
den Preisauftrieb bleibt weiterhin 
die steigende Tendenz der Löhne, 
aber auch hier zeigen sid i charak-

teristisdie Unterschiede zwisdien 
Inlands- und exportorientierten 
W irtschaftszweigenj die stärksten 
Lohnerhöhungen gab es im letz
ten Jah r in  der Bekleidungs-, Bau- 
und holzverarbeitenden Industrie, 
die geringsten in der Textilwirt
schaft und M etallverarbeitung, die 
ebenso wie die diemisdie Indu
strie in den letzten Jahren auf 
der Lohnskala zurückgefallen sind. 
Daß die Metall- und Textüarbei- 
terlöhne in den letzten 12 Mona
ten nur um etwa 2 Vo, also weni
ger als die Lebenshaltungskosten, 
gestiegen sind, ist zweifellos auf 
die weniger günstige Beschäfti
gungslage zurückzuführen; aber es 
ist doch bem erkenswert, daß die 
Bauindustrie, gegen die, gewisse 
Kreditrestriktionen direkt geridi
tet waren, trotzdem ihren Arbei
tern größere Lohnerhöhungen zu
gestand. Es w ar also nidit die 
Politik der Konjunkturdämpfung, 
sondern der Konkurrenzdruck auf 
dem W eltm arkt, der den weiteren 
Lohnauftrieb hemmte.

D ifferenzierte Rohstoffkosten

W as die Rohstoffkosten anbe
trifft, so beobaditet m an einen 
Rüdigang in den Industrien, die 
hauptsächlich W eltm arktw aren ver
arbeiten: in der Textilindustrie (für 
Juni—August 1962 im Vergleich 
zum Jahresdurchschnitt 1961) um
2,2 Vo, in der Papierindustrie um 
2,1 Vo, in der holzverarbeitenden 
Industrie um 2,2 Vo und in der 
unter starker in ternationaler Kon
kurrenz leidenden chemischen In
dustrie sogar um 2,8 Vo. Dagegen 
stiegen die Rohstoffkosten in der 
lebensm ittelverarbeitenden Indu
strie um 1 Vo, im Maschinenbau 
um 1,4 Vo, in der Elektrotechnik 
um 1,6 Vo, im Bekleidungsgewerbe 
um 1,6 Vo und in der Bauwirtschaft 
um 2,0 ®/o. Man sieht hier also 
eine ansteigende Skala von den 
m ehr im portierte Rohstoffe ver
arbeitenden zu den mehr auf hei
mische Rohstoffe eingestellten In
dustriezweigen. Auch hier ist der 
Rücksdiluß unausbleiblidi, daß der 
wichtigste Preisfaktor in Großbri
tannien zur Zeit der Einfluß des 
W eltm arkts ist — niedrige Welt- 
rohstoffpreise einerseits und schär
fere Konkurrenz für Fertigwaren 
andererseits.
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Einfluß der Konkurrenz
auf dem  Gemeinsamen Markt

Etwas anders liegen die Dinge 
auf dem Agrarm arkt. H ier hat sich 
die Regierung unter dem Druck 
ständig steigender Subventions
kosten gezwungen gesehen, einen 
Teil ihrer Zuschußleistungen auf 
den Verbraucher abzuwälzen; die 
Lebensmittelkleinhandelspreise la
gen hauptsächlich deshalb im 
ersten H albjahr 1962 bei 113,2 
(1954 =  100) um 4,1 Punkte über 
dem Jahresdurchschnitt 1961. Hier 
spielte sicherlich auch die Erwä
gung eine Rolle, daß nach Eng
lands Beitritt zur W irtschaftsge
meinschaft die Kons'umpreise für 
Lebensmittel auf alle Fälle steigen 
werden.

Rücksichtnahme auf die W ettbe
werbslage auf dem Gemeinsamen 
M arkt dürfte auch ein Grund für 
die Senkung d e r  Kaufsteuer auf 
Personenkraftwagen im letzten 
Budget gewesen sein. Auch die 
britische Exportindustrie tu t vieles, 
um sich für den EWG-Beitritt zu 
wappnen. N iedrigere Gewinnspan
nen, die sich in kleineren Rein
gewinnen widerspiegeln, werden 
naturgemäß besonders aus W irt
schaftszweigen gemeldet, die aus
ländischer Konkurrenz ausgesetzt 
sind oder unausgenutzte Kapazi
täten besitzen. Aber allgemein 
wird m it verschärftem W ettbewerb 
aus Kontinentaleuropa gerechnet, 
und dieser macht sich allmählich 
auch in stärkerem  W erben um die 
Gunst des heimischen Konsumenten 
bemerkbar. (A.)

Blick nach □bersee: Vergleich mit den USA

D ie  vielfach als inflationistisch ge
kennzeichnete Entwicklung der am e
rikanischen W irtschaft der Nach
kriegszeit ignoriert zwei w esent
liche Faktoren; In 16 Jahren  seit 
Beendigung des zweiten W eltkrie
ges — 1946/1961 — w aren lediglich 
drei Perioden zu verzeichnen, in  de
nen eine drastische Aufwärtsbewe
gung der Großhandelspreise er
folgte.

Drei Perioden der Preissteigerung

Vom Kriegsende an bis zum Sep
tember 1948 stand der gesteigerten 
Konsumentennachfrage kein genü
gendes W arenangebot gegenüber. 
Diese W elle eines unbefriedigten 
Käuferbedarfs löste gefährliche 
Preissteigerungen aus. Der Lebens-

haltungsindex erhöhte sich um
35,2 Vo, w ährend der Index der 
Großhandelspreise um 54,4®/» zu
nahm. In der nachfolgenden Re- 
cession tra t eine Preisabschwä
chung ein.

Die zweite Phase exzessiven V er
braucherbedarfs wurde durch den 
Korea-Krieg hervorgerufen. Vom 
Juni 1950 bis Februar 1951 nahmen 
die Konsumentenpreise u m 8 “/»und 
die Großhandelspreise um 16,3 ®/o 
zu. Diese beiden inflationistischen 
Perioden im amerikanischen W irt
schaftsleben seit dem zweiten W elt
krieg w aren zu 70 Vo für die Stei
gerungsrate der Konsumentenpreise 
verantwortlich und machten mehr 
als die Gesamterhöhung des Ni
veaus der Großhandelspreise aus.

Der Zeitraum von 1951 bis Mitte 
1955 w urde durch eine relative 
Preisstabilität charakterisiert, die 
jedoch in der zweiten Hälfte des 
Jahres 1955 durch einen neuen in
flationistischen Druck abgelöst 
wurde, der bis Anfang 1958 anhielt. 
In diesem Zeitraum stiegen die 
Konsumentenpreise um 8 “/o und 
die Großhandelspreise um 8,9 V» an. 
M ehr als drei V iertel der Preis
erhöhungen entfielen auf M etalle 
und M etallerzeugnisse ebenso wie 
auf Maschinen und Kraftwagen. Die 
amerikanischen Preise nahmen in 
einem weitaus schnelleren Tempo 
zu als diejenigen vergleichbarer 
W aren des Auslandes. Um nur ein 
Beispiel zu zitieren, stellte sich das 
Preisniveau für Stahlerzeugnisse 
um nahezu 20®/o höher als in fünf 
hauptsächlichen überseeischen stahl
erzeugenden Ländern. In dieser Pe
riode schrumpfte der Anteil der 
USA am W eltexport für Industrie
erzeugnisse von 30 ®/o auf 27,5 ®/o.

Stabilisierung  
der Großhandelspreise

Mit dem Abklingen der inflatio
nistischen Tendenzen um die Jah 
resmitte 1958 begann eine unge
wöhnliche Stabilisierung der Groß
handelspreise, die bis zur Gegen
w art anhält. Dieses relativ  gleidi- 
bleibende Preisniveau w ar aber 
auch nicht zuletzt auf die immer 
stärker zutage tretende Überkapa
zität der Industrieunternehm en und 
auf eine sichtbare Abschwächung 
der Verbrauchernachfrage zurück
zuführen.

Der Index der Großhandelspreise 
für alle W arengruppen (1957/1959 
=  100) zeigte diese Entwicklung 
eindeutig auf. Dieser Index, der 
sich im Jahresdurchschnitt 1958 auf
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100,4 gestellt hatte, betrug im 
August 1962 100,5, ohne daß ln der 
Zwischenperiode nennensw erte V er
änderungen zu verzeichnen gewe
sen wären. In der genannten Be
richtszeit verblieb die Mehrzahl der 
Indices stabil mit einer Preisab
schwächung für Agrarerzeugnisse, 
Lebensmittel, Chemikalien, Kau
tschukprodukte und Möbel. Dem
gegenüber erhöhte sich der Preis
index für Textilien von 98,9 in 1958 
auf 100,8 im August 1962, für Häute 
und Felle von 96,0 auf 107,3, für 
Maschinen von 100,1 auf 102,3 und 
für Tabak von 99,7 auf 104,2. Erst
malig konnte im September 1962 
gegenüber dem Vorm onat ein be
trächtliches A nsteigen des General
indexes der Großhandelspreise auf
101.2 festgestellt werden. V orran
gig in diesen Preisveränderungen 
w aren Rohstoffe mit einer Zunahme 
von 97,2 auf 99,2 und nicht-lang
lebige Güter von 100,0 auf 101,2. 
Agrarerzeugnisse w iesen eine Preis
steigerung von 97,6 auf 100,6 auf, 
während der Index für Lebensmit
tel als'G esam tgruppe von 101,5 auf
103.3 anstieg. In diesem Sektor w a
ren Fleisch, Geflügel und Fische in 
erster Linie für die Preisaufschläge 
verantwortlich, da sich hier allein 
der Index ,von 101,0 auf 106,6 er
höhte. , ; i*"

Eine von W irtschaftssachverstän
digen in den USA angestellte Un
tersuchung über vergleichende 
Preise und Löhne im In- und Aus
land für das zweite Q uartal 1961 
und 1962 ergibt das nachfolgende 
Bild: In der der Untersuchung un
terliegenden Periode erhöhten sich 
die Großhandelspreise im Vereinig
ten Königreich um 2,5 ®/o, in Frank
reich um 4,8 “/o, in der Bundesrepu
blik Deutschland um 1,3 ®/o, in Ita
lien um 2,9 ®/o und in  den USA um 
0,2 Vtt. Gleichzeitig beliefen sich die 
prozentualen Lohnaufschläge im 
Vereinigten Königreich auf 3,1 ®/o, 
in Frankreich auf 7,8 “/o, in der 
Bundesrepublik Deutschland auf 
11,1 Vo, in Italien auf 9,6 “/o und in 
den USA auf 3,8 Vo.

Bedeutung der Stahlpreise
Auf die vitale Bedeutung, die der 

Gestaltung der Stahlpreise in den 
USA zukommt, hatte  Präsident 
Kennedy bereits im September 1961 
hingewiesen. Die Stahlpreise, die

im Zeitraum 1952 bis 1958 minde
stens einmal im Jahr, insgesamt 
um 50 Vo, heraufgesetzt worden w a
ren, blieben seit 1958 stabil. In sei
nem Bericht an den Präsidenten 
vom Januar 1962 erklärte der W irt
schaftsrat des W eißen Hauses, daß 
es die Politik der Regierung sei, 
die Preisstabilität zu fördern, um 
auf diese W eise die Freizügigkeit 
der Privatwirtschaft aufrechtzuer
halten und zu stärken, nicht aber 
zu limitieren. Versuche, in  Frie
denszeiten Preise durch direkte 
Preis- und Lohnkontrollen oder 
durch eine staatliche Intervention 
in die Rechte der A rbeitgeber und 
A rbeitnehm er zu stabilisieren, w ur
den als nicht akzeptabel angesehen. 
Diese traditionellen Richtlinien der 
Regierungspolitik w urden im April 
1962 durchbrochen, als eine drasti
sche Kampfansage des Präsidenten 
an die Stahlindustrie diese zwang, 
bereits angekündigte Preiserhöhun
gen rückgängig zu machen.

Erhöhung 
der Lebenshaltungskosten

Im Gegensatz zu dem Index der 
Großhandelspreise der USA, der 
sich durch seine Stetigkeit auszeich
nete, w ar eine kontinuierliche Er
höhung des Lebenshaltungsindexes 
festzustellen. Ausgehend von einem 
Preisindex von 100,7 im Jahr 1958 
(1957/1959 =  100) sind diese Preise 
für alle Aufwendungsgruppen bis 
August 1962 auf 105,5 angestiegen.

Dieser Trend w urde vorwiegend 
durch erhöhte Kosten und stärkere 
Inanspruchnahme der Dienstleistun
gen hervorgerufen.

Nach dem in den USA zur An
wendung gebrachten Gewichtungs
schema entfallen im Rahmen der 
gesamten Dienstleistungen rund 
42 “/o auf W ohnungsausgaben. Hierin 
sind Mieten, Hypothekenzahlungen 
und Zinsen, Grundstückssteuern 
und Versicherungen inbegriffen. 
Der W ohnungsindex z'eigte eine 
Zunahme von 100,1 im Jahre 1958 
auf 105,8 im August 1962. An zwei
ter Stelle in der Gewichtung stehen 
mit 14 Vo ärztliche Betreuung, Kran
kenhausaufenthalt und andere Pfle
gemittel. In diesem Sektor stieg die 
Preiskurve drastisch an, und zwar 
von 100,1 auf 114,6. Für Freizeitauf
wendungen einschließlich von Lese
m aterial ist der Index von 100,8 
auf 110,3 angewachsen. Bei einer 
Beurteilung der Preisverschiebun
gen für Dienstleistungen, die in 
dem Konsumentenpreisindex eine 
Gewichtung von rund einem Drittel 
haben, blieb jedoch die Qualitäts
verbesserung, vor allem bei der 
ärztlichen und Krankenbetreuung 
unberücksichtigt.

Legt man für einen Vergleichs
versuch der Lebenshaltungskosten 
verschiedener Industrieländer die 
von der UNO veröffentlichten In
dexstatistiken zugrunde, so ergibt 
sich folgendes Bild:

Vergleich der Lebenshaltungskosten in Industrieländern
(Index: 1958 =  100)

Land 1959 1960 1961 Ju n i 1962

Belgien 101
Frank reid i 106
Bundesrepublik  D eutsdiland 101
Ita lien  100
N iederlande 102
V erein ig tes K önigreidi 101
USA 101

Aus einer Interpretierung der 
Preis- und Lohnpolitik der Kennedy- 
Verwaltung resultiert, daß auch in 
Zukunft Preisbildungen und Lohn
abkommen privatwirtschaftlichen 
Entscheidungen unterliegen sollen. 
Eine Ausnahme ist vorgesehen, 
wenn es sich um Industrien handelt, 
deren Bedeutung hinsichtlich Zahl 
der Beschäftigten und Erzeugungs
kapazität über den Durchschnitts
rahm en hinausgeht und den Fort-

102
110
102
102
103
102
102

103 
114 
105
104
105 
105 
103

105
119
110
108
109
111
105

schritt der Gesamtwirtschaft beein
flussen kann. In Fällen, in denen 
ein öffentliches Interesse an befrie
digenden Preis- und Lohnentschei
dungen vorliegt, will die USA-Re- 
gierung sich auch künftig einschal
ten. Dabei wird es oft schwierig 
sein, exakt zu definieren, wo ein 
öffentlichen Interesse besteht. Die 
amerikanische Privatwirtschaft er
blickt in derartigen Interventionen 
eine nicht wünschenswerte staat
liche Lenkung. (E.B.)
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